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Mindestlohn steigt auf 14,60 Euro:
Deutschland im Lohnflug bis 2027!

Der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland steigt bis 2027
auf 14,60 Euro. Erfahren Sie die Details der Anpassung und

deren Hintergründe.

Berlin, Deutschland - Der gesetzliche Mindestlohn in
Deutschland soll bis Januar 2027 auf 14,60 Euro pro Stunde
steigen. Diese Entscheidung wurde am 26. Juni 2023 von der
Mindestlohnkommission getroffen, die sich aus Vertretern von
Gewerkschaften und Arbeitgebern zusammensetzt und alle zwei
Jahre tagt. Ab dem 1. Januar 2026 wird der Mindestlohn
zunächst auf 13,90 Euro angehoben, bevor er ein Jahr später auf
14,60 Euro erhöht wird. Aktuell liegt der Mindestlohn bei 12,82
Euro pro Stunde. Laut rbb24 muss die Bundesregierung diesen
Beschluss per Verordnung umsetzen.

Der Mindestlohn wurde 2015 unter der Regierung von Angela
Merkel eingeführt und gilt für alle Arbeitnehmer in Deutschland,

https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2025/06/mindestlohn-steigt-zwei-stufen-kommission-bundesregierung.html


mit wenigen Ausnahmen. Ab dem 1. Januar 2025 wird der
gesetzliche Mindestlohn brutto 12,82 Euro je Zeitstunde
betragen, eine Zahl, die bereits im Oktober 2022 auf 12 Euro
angehoben wurde.

Prüfung und Anpassung durch die
Kommission

Die Mindestlohnkommission, die ihre Tätigkeit ehrenamtlich
verrichtet, evaluiert nicht nur die Höhe des Mindestlohns alle
zwei Jahre, sondern untersucht auch die Auswirkungen auf den
Schutz der Arbeitnehmer, die Wettbewerbsbedingungen und die
Beschäftigung in bestimmten Branchen. Die Kommission hat die
Aufgabe, faire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, ohne
dabei die Beschäftigung zu gefährden. Ihre Erkenntnisse werden
der Bundesregierung in einem Bericht zur Verfügung gestellt,
der regelmäßig veröffentlicht wird. Diese Struktur ermöglicht
eine fundierte und transparente Entscheidung über
Anpassungen des Mindestlohns, wie BMAS hervorhebt.

Die Kommission orientiert sich beim Beschluss an der tariflichen
Entwicklung sowie an 60 Prozent des Bruttomedianlohns von
Vollzeitbeschäftigten. Es ist bemerkenswert, dass der vorherige
Beschluss zur Mindestlohnerhöhung gegen das Votum der
Gewerkschaften gefasst wurde, während die SPD im Wahlkampf
einen Mindestlohn von 15 Euro gefordert hatte. Der
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD enthält jedoch
keine spezifischen Vorgaben zur Höhe des Mindestlohns.

Ergebnisse und Auswertung der
Mindestlohneffekte

Seit der Einführung des Mindestlohns werden
Beschäftigungsverhältnisse dokumentiert, um die Auswirkungen
auf die Bevölkerung zu analysieren. Die interaktive Karte des 
Destatis zeigt beispielsweise, inwiefern der gesetzliche
Mindestlohn im Verhältnis zum durchschnittlichen

https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Mindestlohn/Mindestlohnkommission/mindestlohnkommission.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Verdienste/Mindestloehne/_inhalt.html


Bruttomonatsverdienst von Vollzeitbeschäftigten steht. Ein
höherer Kaitz-Index kann zudem auf eine stärkere Betroffenheit
von Arbeitnehmern in bestimmten Regionen hinweisen.

Insgesamt zeigt sich, dass die Organisation und der regelmäßige
Austausch innerhalb der Mindestlohnkommission entscheidend
sind, um die Balance zwischen einem angemessenen Schutz der
Arbeitnehmer und der Gewährleistung fairer
Wettbewerbsbedingungen aufrechtzuerhalten. Insbesondere die
Anpassung auf 14,60 Euro könnte in den kommenden Jahren
signifikante Auswirkungen auf den deutschen Arbeitsmarkt
haben.
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